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« « » uzsprets : I » Karlsruhe und auSwirts frei in« Hau» geliefert vierteljährlich It SO — Einzelnummer SS cht — Anzeigeagebühr : die 7mal gespalten « Petitzeil« oder deren Raum SO cht Briefe uud
« elder frei. Bei Wiederholungen tariffefier Rabatt , der al» Kassenrabatt gilt «nd verweigert werden kan», wenn nicht binnen vier Wochen nach Etnpfaug der Rechnung Zahlung erfolgt , « ei Klageerhebung ,
Iw-nqSweiser Beitreibung und Konkursverfahren fällt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Fall« von höherer Gewalt, Streik, Sperre , Aussperrung » Maschineubruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder
s» »enen unserer Lieferanten hat der Inserent kein« Ansprüche , fall« die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange «der nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird kein« GewShr übernommen.^ Unverlangt« Drucksachen und Manuskript« werdeu nicht zurückgegeben und «» wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Amtlicher Teil .
Teuerung und Lobnerböbnug .

» « In der Besprechung über die Maßnahmen gegen dke
Neuerung , welche zwischen dem Ministerium des Innern und
hen Werbraucherkreisen am 8. August stattfand , wurde van
tzlrbeitnehmerseite die Ansicht ausgesprochen, daß die für die
Arbeiterschaft dringendste Maßnahme in der raschen Regelung
der Lohnverhältnisse liege, und es wurde dem Wunsche Aus¬
druck gegeben, es möchten nach dieser Richtung die Organisa¬
tionen der Arbeitnehmer vom Arbeitsminister angehort wer¬
ben und auch mit den Arbeitgebern Verhandlungen gepflogen
Verden . Diese Besprechungen haben inzwischen stattgefunden ,
gn zwei Sitzungen wurde den Spitzenverbänden der Arbeit¬
nehmer und dann den Arbeitgebern Gelegenheit zu eingehen¬
der Aussprache über die Auswirkung der Preissteigerung auf
die Ahne und die für erforderlich und möglich gehaltenen
Maßregeln gegeben.

Muckt oder Ikeckt?
Rur noch wenige Tage sind es, bis der Völkerbundsrat in

Genf zusammentreten wird, um gemäß dem Aufträge des
Obersten Rats ein Gutachten über die oberschlesische Frage
abzugsben. Dieses Gutachten soll für die Entscheidung , die der
Oberste Rat nach den Bestimmungen des Friedensvertrages
hu treffen hat, von ausschlaggebender Bedeutung sein.

Schon rein äußerlich kommt durch die Verweisung der strit¬
tigen Frage an den Völkerbundsrat zum Ausdruck, daß es sich
dabei um mehr handelt als um eine Frage von lokaler Na -
kur und auch um eine Frage , die nur Deutschland und Polen
jrng berührt . Oberschlesien ist heute eine Frage von euro¬
päischer , ja von weltpolitischer Bedeutung .

Lloyd George hat in der ersten Sitzung des Obersten Rats ,
indem er sich die Worte aus der Bremer Rede des Reichskanz.
lers Dr . Wirth zu eigen machte , ausgesprochen, daß Ober -
Schlesien kein zweites Elsaß - Lot Höingen wer¬
den dürfe . Damit hat er klar zum Ausdruck gebracht, daß
er von einer nicht in jeder Beziehung gerechten Entscheidung
Über daS Abstimmungsgebiet für Europa Gefahren befürchtet,
die nicht hinter denen zurückstehen würden , wie sie aus der
Trennung Elsaß-Lothringens von Frankreich als Ergebnis des
Krieges von 1870/71 entstanden sind.

Aber warum ist es nicht zu einer entscheidenden Beschlußfas¬
sung über dieses schwerwiegende Problem in Paris gekommen?
Ganz allein deshalb nicht, weil Frankreich nicht dem Recht den
Nusschlag geben lassen wollte, sondern weil eS machtpoli¬
tische Tendenzen mit dieser Frage verband . Die Stel¬
lungnahme Briands im Obersten Rat und noch mehr seine
letzten Erklärungen geben klar zu erkennen , daß er mit der
Von ihm erstrebten, Polen begünstigenden Lösung mehr zu er¬
reichen suchte als nur eine Begünstigung und wirtschaftliche
Stärkung ? es verbündeten Polen . Handelte es sich nur da¬
rum , so würde Briand die Verhandlungen sicher nicht sich so hm,
den zuspitzen lasten, daß es fast zu einem Bruch Mit England ge¬
kommen wäre , wenn nicht noch in letzter Stunde ein Ausweg
sich gefunden hätte . Die Pariser Konferenz hat außerordent -
sich deutlich gezeigt, was Frankreich will : Es strebt in Verbin¬
dung mit dem ihm gefügigen Polen nach der Hegemonie
über Europa . Darum allein fordert es, daß der größte
»nd wichtigste Teil des Abstimmungsgebiets an Polen falle,
darum unterstützt es die polnische Politik , diese seiner eigenen
vesensverwandte Politik eines ungezügelten Im¬
perialismus . Es will jetzt mit dem von ihm abhängigen
Polen die herrschende, ausschlaggebende Machtstel¬
lung in Europa gewinnen . Was das für den eu¬
ropäischen Frieden bedeutet , kann man an Polen
schon jetzt erkennen. Denn dieser erst 3 Jahre be¬
gehende Staat hat es durch seinen wilden
Annexionismus sertiggebracht , daß er an sei »
» en Grenzen von Millionen von Todfeinden
Umgeben ist . Ohne Rücksicht auf diese Gefahren geht er
uun offenkundig auch noch darauf aus , alle Brucken , die
-u einer Versöhnung und zu freundnachbarlichem Verhältnis
« it dem deutschen Volke führen könnten , einzureißen .
Diese Politik birgt ohne Zweifel die größten Gefahren
sür Europa , aber sie wird von Frankreich plan »
Lästig gefördert , da sie mit den eigenen Plänen über .
Pin stimmt .

Kann der Völkerbundsrat , der , wie der Völkerbund
^ lber, ein Instrument des Friedens sein und der
Befriedung der Welt dienen soll, solche um jedes Recht unbeküm»
Merte Machtpolitik unterstützen ? Wenn er der ihm übertra¬
gnen Aufgabe gerecht werden will , den Weg zu weisen zu« ner einwandfreien Regelung des den Weltfrieden berühren¬
den Problems , so hat er nicht nach Macht zu fragen , sondernm--.- glmgen " " d seinem Beschluß alleindaS , was

t st- zugrunde zu legen. Er hat eine grundsätzliche
zu treffen , eine Entscheidung, die maßgebend

chten »
Entscheidung

sein soll für das Selbstbestimmungsrecht eines
Volkes . Wohin das oberschlestsche Volk will, ob zu Polen
oder zu Deutschland, die Frage hat es in der Volksabstim¬
mung klar und deutlich beantwortet . Soll aber des Volkes
Wille berücksichtigt werden — und das muß hier geschehen —
dann kann das oberschlesische Volk nur als Gan .
zes , als Einheit betrachtet werden . Will daher der Völ¬
kerbundsrat wirklich« Friedenspolitik treiben , so muß er , wozu
auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes zwingen,
Oberschlesien ungeteilt bei Deutschland las.
sen. Nur wenn das Recht allein die Grundlage des Gutachtens
und der ihm folgenden Entscheidung des Obersten Rates sein
wird , wird der Welffriede vor neuer Gefährdung gesichert sein.

Ssargebiet — Gberscklesien .
Seit Monaten beschäftigt sich die große Öffentlichkeit mit

der oberschlesischen Frage , die infolge der französischen Politik
eine Lösung noch nicht gefunden hat . Die oberschlestsche Frage
berührt zweifellos die nationalen , politischen und wirtschaft¬
lichen Interessen Deutschlands zurzeit in erster Linie ; handelt
es sich doch hierbei um eine Existenzfrage Deutschlands . Eine
ähnliche Bedeutung für Deutschland hat, so wird uns geschrie¬
ben, die Saarfrage , nur tritt sie leider wegen der deformeren
Verhältnisse , die sich aus dem Friedensvertrag ergeben, nicht
so in den Vordergrund . Auch wird die Saarfrage durch die
Tatsache, daß die endgültige Entscheidung erst im Jahre 1935
fallen soll, in der deutschen Öffentlichkeit immer wieder ab¬
gelenkt, , obwohl es notwendig wäre , immer und immer wieder
auf die dortigen Zustände und die französischen Absichten hin¬
zuweisen.

Betrachtet man die beiden Probleme , das Saargebiet und
Oberschlesien, etwas genauer , so findet man bei beiden gleiche
Tendenzen . Hier wie dort handelt es sich um eine Frage , die
durch den Vertrag von Versailles aufgeworfen ist, hier wie
dort spielen die Bodenschätze und der Jndustriereichtum dieser
Gebiete eine Rolle, hier wie dort soll eine Volksabstimmung
das endgültige Geschick des Gebietes bestimmen, hier wie dort
spielt die Frage des Besitzes oder des Verlustes des Gebietes
eine ausschlaggebende Rolle für Deutschland.

Die wirtschaftlichen Zusammenhänge beider Gebiete mit der
deutschen Volkswirtschaft werden eigentlich von keiner Seite
ernsthaft bezweifelt. Die geschichtlichen Zusammenhänge mit
Deutschland können ohne Fälschung historischer Tatsachen
weder von Briand noch von Clemencean Äer gar von Kor-
fanty bestritten werden. Die Bevölkerung Oberschlesiens
hat im März d. I . sich fast mit zwei Dritteln aller abgegebe¬
nen Stimmen für Deutschland erklärt . Für das Saargebiet
hat man die Abstimmung auf das Jahr 1935 verschoben, an¬
scheinend in der Hoffnung, daß sich innerhalb dieses Zeitrau .
mes Gelegenheit bieten würde, die Bevölkerung im antideut -
schenSinne zu beeinflussen und den Eindruck des zu erwar¬
tenden deutschen Abstimmungssieges durch den Hinweis auf
die inzwischen zweifellos zahlreich eingewanderten fremden
(französischen) Elemente zu verwischen .

Die Behauptung Clemenceaus, im Sachgebiet wohnten
150 000 Franzosen , hat bekanntlich die unglückseligen Zustände
des Saargebietes veranlaßt . Diese Behauptung ist eine Fäl¬
schung , die selbst der französische Propagandachef im Saarge -
biet, Major Richert, kürzlich unvorsichtigerweise als solche be¬
zeichnet hat ; denn tatsächlich wohnten im Saargsbset vor dem
Kriege nicht 1VV Rationalfranzosen , und auch heute dürfte die
Zahl der Franzosenfreunde im Saargebiet kein halbes Tau¬
send erreichen. Inzwischen versucht man allerdings mit allen
Mitteln , dieses Verhältnis zugunsten Frankreichs zu ändern
durch Mastenausweisungen und durch Fernhaltung deutscher
Personen und durch Erleichterung des Zuzugs und der Nieder¬
lassung von französischen Elementen.

So bleibt nur noch die Frage der Reparation , die einen
eventuellen Anspruch Frankreichs auf das Saargebiet begrün ,
den könnte. Aber auch dieser Punkt entscheidet zu üngunsten
Frankreichs . Franzöfischerseits ist allerdings wiederholt be¬
hauptet worden, das Saargebiet bilde mit Elsaß -Lothringen
ein untrennbares wirtschaftliches Ganzes , deshalb müsse daS
Saargebiet aus Gründen der Wiederherstellung des fran¬
zösischen Wirtschaftslebens zu Elsaß -Lothringen geschlagen
worden . Auch diese Behauptung ist unzutreffend . Bon der
gesamte« Kohlenproduktio« des Saargebietes verbrauchte bis-
her daS Land mit seinen Industrien ungefähr 40 Prozent .
Bon dem Rest ging mehr als dir Hälfte nach Süddeutschilandi
(Pfalz , Baden , Württemberg , Bayern , Rheinland ) , und nur
etwa 25 Prozent wunderten nach Lothringen , Frankreich ,
Italien und der Schweiz. Bei der ausgedehnten Industrie des
Saarqebietes find die wirtschaftlichen Zusammenhänge mit
Deutschland noch deutlicher. Über SV Prozent der gesamten
Produktion fand ihren Absatz in Deutschland. Die jetzige
ernste Krise in der Saarindustrie ist darauf zurückzuführen ,
daß franzöfischerseits eine gewaltsame Umstellung nach Weste«
durch Einführung des Franken versucht wurde . Durch die
Einführung des Franken in einem großen Teil der saarlän .
dischen Eisenindustrie wurde diese i« Deutschland wegen der
wesentlich höheren Preise konkurrenzunfähig. Ein Absatz in
Frankreich war aber unmöglich , wegen der dort vorhandenen
gleichgerichteten französischen Industrie . Auch machte sich bei
den Äbsatzversuchen in Frankreich für die saarländische Indu¬
strie die bereits jetzt zutage tretende Überproduktion in der
gesamten frcmzösisck̂ n Industrie bemerkbar. Diese Tatsachen
haben die Saarindustrie aufs ernsteste erschüttert.

Der Friedensvertrag weist die Saargruben Frankreich mit
Eigentum als Ersatz für die zerstörten Gruben Nordfrank¬
reichs zu . Damit ist ein Mittel gewählt, das weit über den
Zweck und den Grundgedanken der Wiedergutmachung hin¬

auSgeht. Der Ausfall, den Frankreich durch diese zerstörten
Gruben erlitten hat , beträgt nach französischen Angaben in
den ersten Jahren höchstens 18 Millionen Tonnen ; der Ge¬
samtausfall in den nächsten 10 Jahren wird 90 Millionen
Tonnen nicht überschreiten. In diesen 10 Jahren erhält aber
Frankreich aus den Saargruben zum eigenen Verbrauch min¬
destens 7V—80 Millionen Tonnen , an Reparationskohle vo«
Deutschland weitere 60—70 Mill . Tonnen , also 130—140 Mill .
Tonnen , d. h. ungefähr 50 Prozent mehr als sei» ProduktionS-
ausfall infolge des Krieges beträgt. Darüber hinaus erhält
aber Frankreich mit den Saargruben auch noch die volle
Kohlensubstanz der Grube «, die mindestens 11 Milliarde »
Tonnen , d . h . ungefähr 120 mal so viel beträgt , wie der ganze
französische Produkti -nsausfall . Außerdem find ihm durch
de» Erwerb von Lothriuge« ausgedehnte Erzgruben zugefal¬
len , wodurch es eines der erzreichsten Länder geworden ist.
Diese Tatsachen beweisen wohl zur Genüge, daß der Erwerb
der Saargruben für Frankreich über den eigentlichen Zweck,die Reparation , hinaus haudelsimperialistischen Zielen dient,die Frankreich mit immer mehr hervortretender Deutlichkeit
verfolgt .

Trotz aller Ableugnungen und trotz aller schönen Rede«
Briands über die von Frankreich in Oberschlesien vertretene
Gerechtigkeit erkennt man doch immer mehr auch außerhalb
Deutschlands , daß neben den politischen Zielen Frankreich in
Oberschlesien und im Saaraebiet wirtschaftspolitische Zwecke
verfolgt , die langsam den Wirtschaftszielen anderer Staaten
gefährlich zu werden drohen.

Die Methoden , die Frankreich sowohl im Saargebiet wie in
Oberfchlesien zur sftgenannten „ friedlichen Durchdringung *
anwendet , find im wesentlichen die gleichen . Die französischen
Besahungstruppen spielen dabei die Hmwtrolle; daneben die
Mundtotmachung der Bevölkerung, die Knebelung der PrcD - ,
die Ausweisung mißliebiger Personen , die Irreführung der
öffentlichen Meinung .

Die Vorgänge in diesen beiden deutschen Gebieten, in denen
französischer Imperialismus das SelbstbestimmnngSrecht in
brutaler Weise vergewaltigen will, verdienen die ständiae Auf.
merksamkeit der Deutschen und der Öffentlichkeit des Auslan¬
des . Bedeutet doch das Verhalten der Franzosen im Saar¬
gebiet und in ObersSlesten nichts anderes als die Wieberauf ,
richtung des extremsten Absolutismus, die Verhöhnung deS
Selbstbestimmungsrechts der Völker und die Verletzung de»
Begriffs der Demokratie .

DolitLsiDe Neuigkeiten.
Der Friede mit Amerika imterzeicknet.
* Der Vorfriedensvertrag zwischen dem Deutschen Reich

und den Vereinigten Staaten von Amerika ist gestern nach¬
mittag 5 Uhr von dem Reichsminister des Auswärtigen Dr «
Rosen und dem amerikanischen Botschafter Dresel unterzeich¬
net worden .

Die Unterzeichnung erfolgte im Amtszimmer des Reichs-
Ministers des Auswärtigen , Dr . Rosen , in den einfachsten For¬
men . Von amerikanischer Seite waren zugegen: Kommissionär
Ellis Loring Dresel , Botschaftsrat I . Wilson , die Botschaftsse¬
kretäre Pennoher und Amorh und Mr . Morrhs , von deutscher
Seite außer dem Reichsminister Staatssekretär von Haniel ,
Geh . Rat Dr . Grunewald , Generalkonsul Grunow und Geh.
Rat Dr . Gruß . — Nach der Unterzeichnung sprach Herr Dresel
in kurzen Worten die Überzeugung aus , daß die deutsch-ameri .
kanischen Beziehungen sich erfreulich gestalten würden . Reichs-
minister Dr . Rosen gab ebenfalls in kurzen Worten der
Überzeugung Ausdruck, daß die wirtschaftlichen , wie die allge¬
meinen Beziehungen zwischen den beiden großen Ländern sich
günstig und erfreulich entwickeln würden.

Der Friedensvertrag weist in der Präambel auf die Ver¬
einbarungen des Waffenstillstandes, auf die Unterzeichnung
und das Inkrafttreten des von den Vereinigten Staaten nicht
ratifizierten Vertrages von Versailles hin und gibt dann die
Friedensresolution Knox -Porter im Auszug ivieder , namentlich
die Sektionen 3 und 6 der Entschließungen. Sodann heißt eS,
Laß in dem Wunsch, die freundschaftlichen Beziehungen wieder
herzustellen , die vor Ausbruch des Krieges zwischen den bei¬
den Nationen bestanden haben, die beiden Staatsoberhäupter
ihre Bevollmächtigten ernannt haben, die ihrerseits folgendes
vereinbart haben . (Run folgt der Vertrag selbst, der nur aus
drei Artikeln besteht.

In Artikel 1 verpflichtet sich Deutschland , den Vereinigte «
Staaten alle Rechte , Privilegien , Entschädigungen, Reparatio¬
nen oder Vorteile zu gewähren, die in der Friedensresolution
bezeichnet sind, mit Einschluß aller Rechte und Vorteile, die zu
Gunsten der Bereinigten Staaten im Vertrag von Versailles
festgesetzt sind.

Nach Artikel 2 besteht Einverständnis und Einigung zwischen
den vertragsschließenden Teilen darüber , daß die soeben er¬
wähnten Rechte oder Vorteile diejenigen sind , die im Abschnitt
1 des Teiles 4 und in den Teilen 5, 6, 8, 9 , 10, 11 , 12, 14 und
15 aufgeführt sind. Teil 4, Abschnitt 1 . bezieht sich auf die
deutschen Kolonien , Teil 5 auf die Land-, See - und Luftstreit -
kräfte , Teil 6 auf die Kriegsgefangenen und Grabstätten , Teil
8 auf Reparationen , Teil 9 enthält die finanziellen Bestim¬
mungen und Teil 10 regelt die wirtschaftlichen Beziehungen,
Teil 11 die Luftschiffahrt, Teil 12 die Häfen, Wasserstraßen und
Eisenbahnen , Teil 14 die Sicherheiten für die Ausführung .
Teil 15 die Schluß- und Übergangsbestimmungen.

In den Vertrag nicht ausgenommen sind : Teil 1 mit der
Völkerbundsakte , die Teile 2 und 3, sowie Teil 4, Abschnitt
2—8, mit den territorialen Bestimmungen, Teil 7 mit den
Strafbestimmungen und Teil 13 mit den Bestimmungen über
das Arbeitsrecht . — Sodann heißt es in Artikel 2 : Wenn di«
Bereinigten Staaten diese Rechte und Vorteile für sich in A«»



spruch nehmen, werden sie dies in einer Weise tun , die mit denDeutschland nach den Bestimmungen des Versailler Vertrages- »stehenden Rechten im Einklang steht . Weiter stellt ArtikelL ausdrücklich fest, datz die Bereinigten Staaten an keine Be¬
stimmung der BSlkerbundsakte oder an keine Maßnahme deSVölkerbundes gebunden sein wollen, es sei denn, datz sie aus -
drücklich ihre Zustimmung zu einer solchen Maßnahme geben,sowie datz die Vereinigten Staaten keine Verpflichtungen ausden in diesem Vertrag rricht aufgenommenen Bestimmungendes Versailler Vertrages übernehmen , daß sie zwar berechtigtfind, an der Reparations - oder anderen Kommission teilzu¬nehmen, aber nicht verpflichtet, sich an einer solchen Kommis¬sion zu beteiligen .

Artikel S besagt, datz der gegenwärtige Vertrag gemäß den
VerfassungsrechtlichenFormen der Hohen Vertragsschließendenratifiziert werden und sofort mit dem Austausch der Ratis ka.lionsurkunden der sobald wie möglich in Berlin stattfinsenwird, in Kraft treten soll. '»

Der deutsch -amerikanische Vertrag ist das Ergebnis von Ver¬handlungen , die auf die Initiative der amerikanischen Regie¬rung Anfang Juli begonnen haben . Die VerhandlungenWaren von vornherein dadurch bedingt , datz die amerikanischeRegierung an die Friedensresolution des Kongresses vomL. Juli gebunden war , die für Amerika in erster Linie alleRechte aus dem Versailler Vertrag vorbehält . Aus ihm sindjedoch mehrere wichtige Teile des Versailler Vertrages aus¬
geschieden worden, nämlich die Teile : 1 . (Völkerbund), 2.—8.(territoriale Neugestaltung Europas ) , 4. Abschnitt, 2.—8. (Be-
stimmungen über China, Siam , Liberia , Marokko, Ägypten,Türkei , Bulgarien , Schantung ), 7. (Auslieferung ), 13 (inter¬nationale Regelung der Arbeit .

Die amerikanische Regierung macht, wie fie an zuständigerStelle in Berlin hat mitteilen lassen, keine neuen Rechte ge¬genüber dem deutschen Reiche geltend und geht nicht über dieRechte hinaus , welche durch den Frieden von Versailles ge¬währt und durch den Hinweis auf den Vortrag in dem vor¬liegenden Vertrag festgelegt werden. Außerdem stellt der Ver -trag ausdrücklich fest, datz die entsprechenden Rechte gewahrtbleiben . Nach dem Inkrafttreten des deutsch-amerikanischenVertrages sollen die diplomatischen und konsularischen Bezieh¬ungen sofort wieder ausgenommen werden. Auch sollen als¬bald Verhandlungen über die künftigen Handelsbeziehungen ,deren Pflege auch die amerikanische Regierung als wünschens¬wert bezeichnet hat, sowie über alle für die Beziehungen derbeiden Länder bedeutsamen Fragen eingeleitet werden. Die
amerikanische Regierung hat erklärt , daß der Abschluß des Ver¬
trages den Weg ebnen würde , um alle auf die Beschlagnahmedeutschen Eigentums bezüglichen Fragen in gerechter und bil¬
liger Weise zu regeln .

Einigung mit den Beamten .
Die unter dem Vorsitz des Reichskanzlers geführten Ver¬

handlungen der Reichsregierung mit den Spitzenorganisationender Beamten , Angestellten und Arbeiter haben gestern in spä¬ter Abendstunde zu einer Einigung geführt . Das Reichskabi¬nett wird mit größter Beschleunigungzu dieser VereinbarungStellung nehmen. Mit ihrer Annahme darf heute gerechnetwerden. Nach Verabredung mit den Führern dep Reichstags¬fraktionen sollen die erhöhten Bezüge einstweilen nach Zustim¬mung des Reichsrates eingeführt werden. Die Zustimmungdes Reichstages wird später eingeholt werden.
Die Bedingungen lauten wie folgt :
1 . Die Teuerungszuschläge zum Grundgehalt und Ortszu¬schläge für die planmäßigen Reichsbeamten werden für Orts¬

klasse / c auf 93, L auf 91 , O auf 89, Lt auf 87 , L auf 85 Ptoz .
festgesetzt. Diese Erhöhung entspricht einer Aufbesserung - erGesamtbezüge um 13 bis 2V Prozent in den Ortsklassen ^bis L.

2. Die männliche» außerplanmäßigen Reichsbeamten erhal¬ten zu ihrem bfZhrritzen Diensteinkommen einen Teuerungs -zuschlg» (st der Höhe , daß ihr Diensteinkommen mit Teuerungs »
Zuschlag das Diensteinkommen nebst Teuerungszuschlag eines»
planmäßigen Beamten der ersten Besoldungsstufe ihrer Ein¬
gangsgruppe erreicht.

3. Die weiblichen außerplanmäßigen Reichsbeamten erhalten
zu ihrem bisherigen Diensteinkommen mit Teuerungszuschlä¬gen einen weiteren Teuerungszuschlag.

Die Teuerungszuschläge und Kinderzulagen werden inlen Ortsklassen B auf 200 , L und L auf 175 , und L auf150 Prozent festgesetzt.
5. Die genannten Teuerungszuschläge werden ab 1. August1921 gewährt .
6. Die Unterhaltungszuschläge im Vorbereitungsdienst wer¬den erhöht.
7 . Eine Einhaltung der vorstehend bezeichneten Erhöhungenzur Abdeckung noch nicht getilgter seinerzeit gewährter Vor¬

schüsse wird nicht stattfinden.
8 . fällt aus .
S. Für die Angestellten finden die Ziffern 1 , 4, 5 und 7 sinn-

gemäße Anwendung.
10. Der bisherige Teuerungszuschlag für männliche Arbei¬ter über 21 Jahren wird ab 1 . August 1921 pro Stunde umeine Mark erhöht werden.
11. Für die Pensionäre und Hinterbliebenen werden die ausder Erhöhung der Teuerungszuschläge sich ergebenden Folge¬rung gezogen.

Aalieniscbe Parlamentarier beim Reichs¬
kanzler.

Beim Reichskanzler fand am Mittwoch ein Empfang vonitalienischen Parlamentariern statt , die vom Kongreß der in-
tetparlaMrntarifchea Union in Stockholm nach Italien zurück¬kehren und sich zur Zeit auf der Lürchreisc in Berlin aufhal¬len . Außer dem Reichskanzler waren zugegen der Ministerdes Auswärtigen Dr . Rosen, Staatssekretär von Hantel , vonMuzins , der Wiederaufbauminister Dr . Rathenau , der Füh¬rer der deutschen Bolkspartei Strescmann , der Vorsitzende der
sozialdemokratischen Partei Wels , der Staatssekretär der
Reichskanzlei Dr . Henner , Geh . Rat Bornsthed, Geh. Rat Ereil¬ter, Delegierter des Verwaltungsrats der Treuhandverwal¬tung für das niederländische Abkommen und eine Reihe an¬derer Beamten aus dem Ministerium . Der Empfang verliefin zwangloser Unterhaltung .

Die Truppenverstärkungen kür Gber-
scblesien .

Eine Mitteilung des »TeinpS" erklärt gegenüber der Ber¬liner Veröffentlichung, daß 2 engl, und 2 italien . Bataillon »und eine französische Brigade nach Oberschlesien entsandt wer¬den würden , daß nur zrvei französische Bataillone nach Ober¬schlesien abgehen würden , ebenso zwei englische und zwei Wl-
Dienische , nicht aber eine französische Brigade .

Die »Oberschlesische Volkszeitung" i« Gleiwitz meldet- mitGenehmigung der Zensur , datz ihr von der JnteralliertenKommission nahestehender Seite mitgeteilt wird, daß die Auf¬hebung des Belagerungszustandes über Oberschlesien in dennächsten Tagen bevorsteht. Die letzten Wochen hätten die In¬teralliierte Kommission in Oppeln davon überzeugt , datz eineBeruhigung Oberschlesien soweit wieder eingetreten sei, daßdie Aufrechterhaltung der Maßnahme des Ausnahmezustan¬des zwecklos erscheint.

Die de titsche Abrüstung .
Um darzutun , in welchem Umfange Deutschland dic . . . ,durch den Friedensvertrag auferlegte Abrüstung durchgc - , . ,hat, wurde gestern eine kurze amtliche Denkschrift veröffent¬licht, die einen Bergleich zwischen den Kopfstärke « des deut¬schen Heeres einschließlich der zugehörigen Luftstreitkräfte fürdie Jahre 1913 und 1921 gibt, die Gesamtausgabe für Heerund Marine und den organisatorischen Aufbau des deutschenHeeres für die beiden genannen Jahre gegenüberftelkt unddie entsprechendenZahlen Englands , Frankreichs und der Ber¬einigen Staaten anführt . Die amtliche Darstellung enthältu . a. - ie folgenden Angaben :

Im Rechnungsjahr 1913 betrug die Gesamtsumme des Be¬darfs für Heer und Marine im ordentlichen und außerordent¬lichen Etat 1,968 Milliarden Goidmark. Für das Rechnungs¬jahr 1921 sehen sich die Ausgaben wie folgt zusammen : Or¬dentlicher Haushalt , fortdauernde Ausgaben rund 3 .347 Mil »liarden Papiermark , einmalige Ausgaben rund 278 MillionenPapiermark . Nach Abzug von 360 Millionen Einnahmen ver¬bleiben 3265 Milliarden Bedarf im ordentlichen Haushalt . Deraußerordentliche Haushalt erfordert 16K Millionen , der Haus -halt für die Ausführung des Friedensvertrages (Minenräum -arbeiten usw. ) 114 Millionen , so daß sich als Gesamtsummedes Bedarfs für das Reichswehnministerium im Rechnungs¬jahre 1921 eine Summe von rund 3.3S6 Milliarden Papier¬mark ergibt.
Aus dem Vergleich des organisatorischen HeereSanfbaueSfür 1913 und 1921 geht zunächst hervor, daß die hohen Kom¬mandostellen außerordentlich eingeschränkt worden sind. InWegfall kommen die 4 Kriegsministerien , an deren Melle dasReichswehrministerium getreten ist ; ganz weggesallen sind derGroße Generalstab , 8 Armeeinspektionen und das Oberkom¬mando in den Marken . 25 Armeekorps sind auf 2 Gruppen¬kommandos zusammengeschrumpft. Statt 60 Jnfanterixdivi -sionen mit 817 Jnfanterieregimentern und 669 Infanterie -und Jägerbataillonen weist das deutsche Heer nur noch 7 In¬fanteriedivisionen mit 21 Jnfanterieregimentern und 84 In .sanierte - und Jägerbataillonen auf . Den 100 Feldartillerie¬regimentern mit 633 Batterien stehen heute 7 Feldartillerie ,regimenter mit 72 Batterien gegenüber. Die schwere Artillerieund die Luftstreitkräfte sind ganz in Wegfall gekommen.Die deutsche Kriegsmarine umfaßt gegenüber einem Depla¬cement von 1345 406 Tonnen im Jahre 1013/14 heute nurnoch ein Gesamtdeplacement von 116 980 Tonnen , darunter6 Linienschiffe (gegen 35) ; die Panzerkreuzer sind ganz inFortfall gekommen .

Lur Getreideablieferung .
* Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft Dr .Hermes , der sich zurzeit auf einer Informationsreise in Ost¬preußen befindet, hatte gestern eine Besprechung mit Vertre¬tern der Landwirtschaft, des Handels und der Verbraucherüber die Ernährungslage . Er brachte allen drei Jrueressen -tWgruppen ' gegenüber mit aller Entschiedenheit zum Ausdruck,daß - die gegenwärtige Getreidewirtschaft mit dem Umlagcver -fahren einen Übergang zur unausbleiblichen freien Wirtschaftauch auf dem Gebiete der Landwirtschaft darstelle, die erfor¬derlich sei, um eine erhöhte landwirtschaftliche Produktionherbeizuführen . Bei der Besprechung wies er die landwirt¬

schaftlichen Vertreter darauf hin, daß das Nmlacq cverfahrenunter allen Umständen sichergestellt werden müsse und datz eineVerschiebung deS Ablieferungstermins oder eine Neuordnungunter keinen Umständen eintreten werde. Er wies auf die ge¬setzlich festgelegte Verpflichtung der geldlichen Haftung derKommunalverbände für die Lieferung des ihnen auferlegtenSolls hin. Dagegen sollen Härten überall da vermieden wer¬den, wo zweifelsfrei nachgewiesen werden kann, datz trotz allerBemühungen die Lieferungspflicht nicht voll erfüllt werdenkann.

Die Berliner Dandelskammer
zur Steuerkrage .

Die Berliner Handelskammer hat in ihrer letzten Vollver¬sammlung folgende Entschließung zu den neuen Steuerplänenangenommen :
Zur Erfüllung der Verpflichtungen des Reiches müssen alleSteuerquellen soweit erschlossen werden - als es für das Wirt¬schaftsleben überhaupt erträglich ist. Keine wie immer gear¬tete Finanzreform darf jedoch an der Tatsache vorübergehen,daß die in den letzten Jahren erlassenen Steuergesetzc, die einenTeil der Quellen völlig oder doch nahezu zu erschöpfen geeig¬net sind, bisher nur ganz mangelhaft durchgeführt wurden .Steuern von offenbar sehr erheblicher Tragweite harren nochder Einziehung , bei manchen ist nicht einmal die Veranlagungder Steuerpflichtigen erfolgt . Deshalb ist die Wirkung dieserGesetze weder auf die Reichseinkünfte, noch auf das Wirtschafts,leben derart in Erscheinung getreten , wie es vor Inangriff¬nahme einer neuen Finanzreform an sich geboten wäre . Meschleunige Nachholung des hier Versäumten kann nicht drin -

gcnd genug empfohlen werden.
Insoweit neue Steuern notwendig sind, werden Handel undIndustrie sich unter den obwaltenden Verhältnissen damit ab-finden , mit der Landwirtschaft neben Verbrauch und Verkehrbis an die Grenze des Möglichen zu deren Aufbringung heran¬gezogen zu werden. Der Grundgedanke der von der Regie¬rung geplanten Reform , die Mehrbeträge gleichmäßig aus di¬rekten und indirekten Steuern zu gewinnen , ist somit zu billi¬

gen. Die Kammer erklärt es als ihre Pflicht, sofort natArüö ^
lich zu betonen, daß alle neuen Steuern eine Gesundung un¬serer Finanzwirtschaft niemals erzielen werden, wenn nichtzugleich durch Hebung der Gütererzeugung die Leistungsfähig¬keit der deutschen Volkswirtschaft wesentlich erhöht wird . Ge¬
schieht letzteres nicht , so werden die neuen Steuern ein gewal¬tiges Anschwellen der Teuerung und damit der Gehälter undLöhne zur Folge haben und den Niedergang nicht abwenden,sondern beschleunigen . Das kann nur dadurch vermieden wer¬den. daß man sich entschließt, die bestehenden schematischenHemmnisse gegen die Betätigung der vollen Arbeitskraft jedesEinzelnen zu beseitigen. Ebenso müssen die Beschränkungenfallen, welche die wirtschaftliche Gesetzgebung als Kriegs - und
Übergangsmaßnohmen den Erwerbsständen auferlegt hat unddie sich gegenwärtig nur als Produktionsstörung geltend ma¬
chen.

"

Das neue sozialdemokratische Programm .Die Programmkommission der Sozialdemokratischen Parteihat den vor einigen Wochen veröffentlichten Entwurf einesneuen Parteiprogramms einer eingehenden Durchberatunzunterzogen und legt jetzt dem Parteitag einen neuen , im we¬sentlichen Punkten abgeänderten Entwurf vor. Ein Überblicküber den neuen Entwurf zeigt, daß - ie Kommission bestrebtwar, vor allem denjenigen Krittlern entgegenzukommen, dieeine schärfere Hervorhebung des Klaffenkampsgedankens undder im eigentlichen Sinne sozialistischen Ziele der Partei ge¬fordert hatten . Das zeigt sich vor allem in dem allgemeine»- Teile des neuen Entwurfs , in dem es heißt :
- «Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist die Parteides arbeitenden Volkes . Sie hat zur Grundlage ihres Wirken¬den Klassenkampf der Arbeiterklasse und der sich mit ihr soli -darisch fühlenden Gesellschaftsschichten für ihre wirtschaftlicheBefreiung und kulturelle Hebung. Sie erstrebt die Überwin¬dung des kapitalistischen Wirtschaftssystems durch eine dieWohlfahrt aller Gesellschaftsmitglieder sichernden sozialistischenGcmeinwirtschaft und damit zugleich die höchste Steigerung depgeistigen und sittlichen Kultur des Volkes. Die Sozialdemo ,kratische Partei sieht als ihre ernste Verpflichtung an , das Pro¬letariat reif zu machen für seine Aufgaben in der sozialistischenGesellschaft.

Die kapitalistische Gesellschaft hat sich als unfähig erwiesen,den Kopf- und Handarbeitern die Befriedigung ihrer materiel¬len und geistigen Lebensansprüche zu sichern . Sie hat diewirtschaftliche Ungleichheit gesteigert. Einer kleinen Minder¬heit im Überfluß le ender Kapitalisten steht die große Mehr¬heit der mit Not und Elend Kämpfenden gegenüber.Enorme volkswirtschaftliche Werte wurden durch den Kriegund seine Nachwirkungen zerstört. Zugleich wuchs eine neueBourgeoisie aus Kriegslieferanten , Lebensmittelspekulantenund Geldwncherern empor. Diesem Ausstieg sozial wertloser,ja gesellschaftsschädigenderElemente steht gegenüber die Hinun .tcrdrücknng zahlreicher geistigen Arbeiter , weiter Schichten derBeamten , Gelehrten und Künstler, der Ingenieure und Kauf ,leute, der Kleinrentner und anderer früher selbständiger wirt¬schaftlicher Eristenzen in proletarische Leb ' nsbedingungen .In der kapitalistischen Welt, vor allem in den Siegerstaaten ,drängt diese Entwicklung des Wirtschaftslebens durch den Ein.sluß des Finanzkapitals auf die Politik der Regierungen zuimperialistischer Ausdehnung , zur Eroberung neuer Anlage-und Absatzmärkte. Sie verstärkt die Gefahr neuer internatio¬naler Konflikte und beschwört welterschütterttde Kriege herauf .Diese unerträglichen Zustände können nur dadurch überwun¬den werden, daß die großen konzentrierten Wirtschaftsbetrieb »durch Sozialisierung der kapitalistischen Produktton in die so¬zialistische Gemeinwirtschaft übergeführt und zugleich alle imVolk vorhandenen Kräfte im planmäßigen Auf- und Ausbau!der . Produktion zur höchsten technischen Vollkommenheit ent¬wickelt und zu lebendiger Aobeitsfreudigkejt erzogen werden.Hierzu wirken günstig befruchtend, wirtschaftlich erziehend, dieKampfkraft gegen den Kapitalismus 'stärkend die wirtschaftli«chen und politischen Organisationen der Arbeiterklasse. Ferner ,ist unerläßlich die Festigung der Deutschen Republik, die De¬mokratisierung aller staatlichen Einrichtungen , entschlossenerKampf gegen jeden Versuch der Wiederaufrichtung des altehObrigkeitsstaates oder einer neuen Minderheitsherrschaft .Die Lebensrechte unseres Volkes wie die aller anderen Völ¬ler sind zu schützen durch eine internattonale Rechtsordnung ,die getragen ist von einem alle Völker als gleichberechtigteMit¬glieder umspannenden wirklichen Völkerbund.Die auf die Verwirklichung des Sozialismus gerichtete Ar¬beit bleibt immer unvollständig, wenn ihr nicht zur Seite stehtdie internationale Verbindung und die internationale Akliortzder werktätigen Bevölkerung aller Länder , die aus der Er¬kenntnis der Gemeinsamkeit ihrer Interessen erwächst."Im praktischen Teil hat die Programmkommission lt . „Frks,Ztg ." versucht, die einzelnen Gegenwartsforderungen schärferzu präzisieren , sie miteinander in Einklang zu bringen undsie dem im allgemeinen Teile ausgesprochenen Ziele der soziallisttschen Gemeinwirtschaft anzupassen. Deshalb wird untersden wirtschaftlichen Forderungen verlangt , daß die Bodenschätzeund Naturkräfte der privaten Ausbeutung entzogen und in de»Dienst der Allgemeinheit gestellt werden sollen, datz aller Pri¬vatbesitz an kapitalistischen Produktionsmitteln , vor allem dir
kapitalistischen Interessengemeinschaften , Kartelle und Trusts ,solange sie noch nicht in öffentliche Betriebe übergeführt sind«vom Reich zu kontrollieren, in der Leistungsfähigkeit zu steiger»und in ihrer Preisregelung zu beaufsichtigen sein. Das Agrar¬programm ist jetzt wesentlich kürzer gefaßt. Die Partei ver¬tongt darin u . a ., daß bis zur Sozialisierung des Getreidehai »»dels der Verkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse durch Genos¬senschaften organisiert werden soll, nötigenfalls durch ZwangS-
genossenschaften . Weiter werden gefordert : Förderung de-Siedlungen unter Wahrung der höheren Rechte der Allgemein¬heit, die Intensivierung der Landwirtschaft, Kontrolle der land¬
wirtschaftlichen Bewirtscha'ung , Maßnahmen gegan Veräu¬
ßerung von Grund und Boden, der dem Reiche oder andere «-
öffentlichen Körperschaften gehört, Sozialisierung des Groß¬
grundbesitzes. Zur Ordnung der Reichsfinanzen fordert daS
Programm die progressive Gewinnbeteiligung der öffentlichenGewalten an den für die Sozialisierung noch nicht reifen Er»
wcrbsnnternehmungen , die Sonderbesteuerung der von de-
allgemeinen Geldentwertung wenig oder gar nicht betroffene«
Vermögensbestandteile , ausreichende Besteuerung der landwirt¬
schaftlichen Überschußwirtschaft, die Sicherung der Weiterbe¬
steuerung der Einkommen, Vermögen und Erbschaften und ihre
Anpassung an die Wertveränderung und Leistungsfähigkeit deS
Werbenden Kapitals , erhöhte Besteuerung lebensverschwenderi-
schen Überverbrauches und fortschreitende Erfassung der Steh¬ern an der Quelle .

Die unterschlagenen Tlnterstiitzungs - !
gelder.

Aus Berlin wird vom 24 . August berichtet: Gestern kam eG
in der Generalversammlung der Delegierte » der Betriebsrät »
von Großberlin , die sich mit den veruntreuten Geldern der.
Nnterstützungskommission und des Roten Bollzugsrates be¬
schäftigte, zu lärmenden Auseinandersetzungen . Der Nnao»
hängige Emil Barth gab als Vorsitzender der Unterstützungs¬
kommission einen Bericht über die Schiebungen, die von de«
kommunistische » Kassierern der Kommission und des Rote«
Bollzugsrates vorgenommen worden sind . An der Abrechnung
der Unterstützungskommission fehlen 144 000 M ., während vo«
den Geldern des Roten Bollzugsrates 45 000 M . verfchwunde«
seien . Auch zweifelt Barth die von dem Vollzugsrat angege¬
bene Summe von 50 000 M . an, die für die streikenden An¬
gestellten in der Metallindustrie gesammelt worden seien.
müßten weit größere Summen zusammengekommen sein,
Barth Mug schließlich vor, eine Kommission zur Nachprüfung ,
einzusetzen. Der Kommunist Richard Müller wandte s^ .
in längeren Ausführungen gegen Barth , konnte aber die - tu»»
ftihrungen Bartbs sachlich nicht wiederlegen. Nach einer N «
gegenseitiger persönlicher Beschimpfung wurde durch die
heit eine Entschließung angenommen , in der die Erwarwa >
ausgesprochen wird, daß in einer der nächsten Delegrerten vev-
lammlungen der Betriebsräte Rechenschaft über die veirrpg
sende« Gelder gegeben wird .



Bus dem Dortenkreise .
Die „Vschafftnburger Zeitung ' teilt mitz daß sie von Ler

« « sschen relegraphen -Jnf - rmati - n ,n München vertagt
Wn sei. well sie ihr Beziehungen zu separatistischen Kre>
^ in Bayern und zu französischen Stellen nn besetzten Ge -
Let nachgesagt Labe. Das Aschaffenburger Matt fugt hinzu .

eSsich vor der Verhandlung , „die das notig« Licht in die
« usaunnenhänge bringen wird' . Zurückhaltung auferlege . Es
Lgt ober doch folgende Fragen : . . „ . .^ Lat vielleicht di« Deutsche Telegraphen -Jnsormatton die
Denkschriften des Generals Lndendorsf bezw. des Obersten
» rchberg und des Kronprinzen Rupprecht Mein zur Veröffent.
«chung erhalten, weil sie keine Beziehungen zu diesen Herren
»at ? Oder sind etwa diese Herren keine Monarchisten ? Oder,
wenn noch eine Frage gestellt werden soll : ist Herr von Cra -
Mer-Slett an der Deutschen Telegraphen -Jnformation nur be-
Wiligt. mn sein Geld unterzubringen , und ist derselbe Herr
von Lramer -Klett und fein Privatsekretär , der Künigsparteiler
Mayer -Coy, kein Monarchist und Separatist ? Wußte er nicht
EM die Ringhotel -Besprechungen? Warum interessiert sich
her coburgische Geheimrat Douglas , der im Dorten -Kreise
Dicht unbekannt ist. für die Verbreitung des Dienstes der Deut .
Phen Telegraphen -Jnformation ?.

Die griechische GSensive .
* Wie Havas aus Athen meldet, erklärte Kriegsminister

Lheotokis Pressevertreter über die Ziele deS Wiederaufgenom,
» ene« FeldzugeS: . Wir wollen auf Angora marschieren, nicht
etwa, um uns dort festzusehen, sondern um sachliche Unterpfän -
»er zu haben, wenn es einem Aufrührer einfallen sollte, gegen
De Entschließungen Europas anzugehen . Die Griechen sind
»on den Türken zu diesem Kriege gezwungen worden, die
Weder den Vertrag von SevreS noch die Bestimmungen des
Waffenstillstandes innehielten . Ein neuer Friedensvertrag
Wird also den Opfern Rechnung tragen müssen, die das grie-
khische Volk hat auf sich nehmen müssen, um den türkischen
Widerstaand niederzuzwingen . Jede Regierung mutz dieser
Forderung deS VolksgewifsenS Rechnung tragen .

" Der Kriegs -
Minister schätzte die nationalistischen Streitkräste in Anatolien
auf etwa 64 OM Mann . Er gab der Überzeugung Ausdruck,
»ah bei den jetzigen Erfolgen des Vormarsches die militä -
rischen Operationen etwa in einem Monat zu Ende geführt
sein würden.

Das LuttscbMunglück in Dull .
* Wie der „Matin " über das Luftschiffunglück in Hüll mel¬

det , befanden sich unter der Besatzung 18 Vertreter der ame.
»tkanischen Marine . Unter den Toten befindet sich der englische
General Maitland . Dem Blatte zufolge hörte man zuerst eine
furchtbare Explosion, worauf das Luftschiff langsam herunter

kommen begann . Bald darauf aber ertönte eine zweite
lächere Explosion und in Flammen gehüllt stürzte es in

ei Teilen in den Humber . Die Rettungsarbeiten der sofort
rbeieilenden kleinen Schiffe und Schlepper wurden dadurch

Unmöglich gemacht, datz die Trümmer eine ungeheuere Hitze
Uusströmten, die jede Annäherung verbot . — Reuter meldet
Ergänzend: Der Führer des Luftschiffes, der schwer verletzt
Worden ist, bewies ein Wunder von Geistesgegenwart , indem
er das Niedergehen des Luftschiffes auf den Fluß lenkte anstatt
auf die Stadt , wo es schrecklichen Schaden verursacht hätte . Das
Luftschiff war auf einer Probefahrt für den Flug nach Ame¬
rika begriffen. Die Besatzung zählte 69 Mann , darunter fünf
britische Offiziere und einige amerikanische Marineoffiziere ,die das Schiff über den Atlantischen Ozean führen sollten.Das Lustschff war das größte der Welt , 695 Fuß lang , faßte800 OM Kubikfutz Gas und führte genügend Brennstoff für
leine Reise von 65M englisch «» Meilen .

Kurze polit. Mucbricbten .
* Die oberschlesischen Besatzungskosten. Nach einer Mittei¬

lung der Interalliierten Kommission betragen die Kosten der
lvesatzungSarmee in Oberschlesien bis zum August Sch Milliar .
hen Mark.

* Kommerzienrat Dr . Guggenheimer hat das nur vorüber¬
gehend angenommene Amt des Reichskommissars für die Aus¬
führung von Aufbauarbeiten im den zerstörten Gebiete « rxie-
deraplegt, da er zuj seiner dauernden Sistierung wegen
feiner hauptberuflichen Tätigkeit und seiner sonstigen Ehren¬ämter außerstande ist . An seiner Stelle hat der ReichsUrä-
fident den Oberpräsidenten a. D . Batocki zum ReichSkommis-far ehrenamtlich ernannt .

* Polnische Bürger für Deutschland. In Berlin ist «ine
Deputation von polnischen Bürgern aus dem Kreise Rosenbrrg
eingetroffen, die beabsichtigt , bei den Botschaftern der alliier¬ten Mächte vorzusprechen und für das Verbleiben des KrviseS
Lei Deutschland einzutreten . Unmittelbar nach der Konferenzdes Obersten Rates , im August, find im Kreise Rosenberg so¬
wohl deutsche wie auch die polnischen Bewohner überringekom-
« rn , eine neue Abstimmung durchzuführen . Das Ergebnis
War, daß die Zahl der für Polen abgegebenen Stimme » er¬
heblich geringen war , als bei der Abstimmung im März , dage¬
gen die Zahl der für Deutschland geltenden Stimmen wesent-
nch höher .

Italien und die montenegrinische Frage . Die römische Po ,
lizei nahm ein« Haussuchung beim montenegrinischen Konsu¬lat , sowie bei Minister Popovich und dem Expremier Pla -
mentaz vor. Das Ereignis erregt Aufsehen und ruft heftige
Angriffe der Nationalisten auf die Regierung hervor , weil
Italien der hiesigen montenegrinischen Vertretung das Exe-
quator nicht entzogen habe. Nachdem Giolitti und Graf
Sforza über di« Adria, und montenegrinische Frage gefallen
sind, erklärt« Bonomi vor der Kammer , Italien erkenne die
Annexion durch» Serbien nicht an und sehe die montenegri¬
nische Frage immer noch offen.

* Der italienisch« Sozialistenführer TreveS erklärte vor der
Versammlung zum italienischen scqialdemokratischen Partei¬
tag , die Sozialisten seien bereit, nunmehr die Regierung z«
übernehmen . Weiter führte Treves aus , er habe seit dem
Jahre ISIS seine Meinung über die dritte Internationale ge-
ändert . Diese sei eine orientalische Institution und für die
sozialen Probleme des Westens unwirksam . Die Gewerkschas.len müßten Amsterdam und nicht Moskau folgen.* Die Sowjetregirrnng und die ausländische Hilfe . Wie
»Politiken ' aus Reval gemeldet wird, scheint man in russischen
Regierungskreifen nicht besonders befriedigt zu sein über die
Übereinkunft, die zwischen Litwinow und Brown abgeschlos¬sen ist. Für besonders gefährlich hält man die amerikanischeKontrollier «»- »er Verteilung der Produktton , da sie nach An.
sicht der Kommunisten eine indirekte Einmischung in die An¬
gelegenheiten Sowjetrußlands bedeute. Auch gegenüber der
internationale » Hilfsaktion macht sich eine Änderung in der
Haltung der Kommunisten, besonders der radikalen Elemente ,bemerkbar .

* Die Kämpft in Marokko . Eine Meldung des »Journal '
aus Madrid besagt, datz gestern von 7 Uhr morgens bis 7 Uhrabends heftige Kämpfe an der Melilla -Front stattsanden . Die
Rebellen kämpften mit wilder Erbitterung und hatten schwere
Verluste . Auf spanischer Seite sind 200 Mann getötet und
verwundet worden. Die Mauren wurden schließlich zurückge¬
schlagen.

WadLscke Übersicht.
Der Gemeindearbeiterstreik in Morzbeim

und der Minister des Innern .
Von zuständiger Stelle wird uns geschrieben :
* Die „Süddeutsche Zeitung " und die „Badische Post " be¬

nützen — erstere in ihrer Ausgabe vom 17. August und letz¬
tere in der vom 20. August 1921 — die Gelegenheit des Ge-
meindearbeiterstreiks in Pforzheim zu Angriffen gegen den
Minister des Innern . Die „ Badische Post" möchte gern wissen ,
ob der Staatspräsident mit dem Verhalten des Ministers des
Innern in dieser Sache einverstanden gewesen sei . Sie be¬
hauptet , Minister Remmele habe trotz dringendster Vorstellun¬
gen der städtischen Behörden von Pforzheim die Einsetzung der
Technischen Nothilfe abgelehnt. Dadurch sei aufs Neue be¬
wiesen, in welch einseitigster Weise der Minister des In¬
nern sein Amt gegen die Interessen der Mehrheit des Ba¬
dischen Volkes ausübe . Das werde ihm und seiner Partei
teuer zu stehen kommen . In der „Süddeutschen Zeitung " wird
glattweg behauptet, daß Bezirksamt habe sich an Herrn Rem -
rnele gewandt, um die Technische Nothilfe einsetzen zu dürfen ,
die Regierung aber (gez . Remmele) habe den Einsatz abgelehnt .
Jedes Land habe eben die Regierung , die es verdiene .

Durch die Art - er Abfassung der Artikel soll der Eindruck
erweckt werden, als ob ihre Verfasser von einer schriftlichen,
von Minister Remmele Unterzeichneten Verfügung i . S . des
Gemeindearbeiterstreiks Kenntnis haben. Minister Remmele
befindet sich nun aber seit 10. August 1921 in Urlaub ; er ist
von Karlsruhe abwesend und bekam von den Pforzheimer Vor.
gängen erst Kenntnis , als sie ihre Erledigung gefunden hatten .
Bei den von der Badischen Regierung getroffenen Maßnah¬
men hat er nicht mitgewirkt.

Die Technische Nothilfe und der für sie erforderliche Schutz
haben einzugreifen , wenn lebenswichtige Betriebe anders nicht
in Gang gehalten werden können . Es war bisher und muß
fernerhin Grundsatz der Regierung bleiben, daß nur dann
von diesem Mittel Gebrauch zu machen ist, wenn andere gang¬
bare Wege nicht mehr offen stehen . Ein solch gangbarer Weg
hatte sich in diesem Falle gezeigt und nach dem Verhandlungs .
ergebnis vom 13. August lag ein Anlaß für den Einsatz der
Technischen Nothilse und der erforderlichen Polizeimacht nicht
mehr vor.

Minister Remmele, der späterhin über den Vorfall in Pforz¬
heim und über die Art seiner Erledigung Bericht erstattet
wurde , konnte sich mit den getroffenen Maßnahmen durchaus
einverstanden erklären . Auch lag für ihn kein Anlaß vor, die
Stellungnahme des Polizeireferentcn im Ministerium des
Innern zu dieser Angelegenheit zu korrigieren .

Line neue Tbeaterbesucbsorganisatlon
Vom Bühnenvolksbund wird uns geschrieben:
Nachdem in fast 50 deutschen Städten Theatergemeindend«s Bühnenvolksbunds gKüldet sind und bereits mit bestem Er¬

folg wirken , soll auch am Basischen Landestheater eine
Theatergemeinde des B . V . B . ins Leben treten , die die Auf¬
gabe hat, im Rahmen des Bühnenvolksbunds pro -
gramms einer Erneuerung des deutschen Theaters im Sinne
volkstümlich deutscher Kultur und christlicher Lebensauffas¬
sung, alle Theaterbesucher, die in weitestem Sinne auf christ-
«chrm deutschem Boden stehen , zusammenzuschließen . Zweck die.
ftr Organisation ist, weiteste Kreise zu regelmäßigem Besuch
Wertvoller Aufführungen heranzuziehen , ihnen erhebliche Vor¬
teile hinsichtlich der Nntrittspreise zn verschaffen und die An¬
schauungen dieses Volksteils beim Theater zur Geltung zu
bringen.

Tie Gründung einer Karlsruher Theatergemeinde , die wie
anderwärts allen konfessionellen und parteipolitischen Bestre¬
bungen fern , positive Kulturarbeit leisten wird, war Gegen¬
stand einer Besprechung , die der Ortsausschuß des B . V. B.
letzter Tage im Landestheater mit den Vertretern der aus fti -
aem Boden stehenden Organisationen abhielt . An der Bespre¬
chung, die vom Obmann des Ortsausschusses , Reg .-Lial.
Mayer , geleitet wurde , nahmen u . a . auch Geh. Rat Dr .
Dartning vom Kultusministerium und Intendant Volk -
>aer teil . Zunächst sprach Generalsekretär Gerst von der
Zentralstelle des B . V . B . über die Ziele des Bundes und die
Aufgaben seiner Theatergemeinden . Daraufhin unterrichtete» er Obmann des Ortsausschusses die Erschienenen voll den
Vereinbarungen , die über di« Bildung der TheatergemeindeVt dem Landestheater getroffen wurden . Darnach wird die

Theatergemeinde im Spieljahr 1921/22 jedem ihrer Teilneh¬
mer für einen Monatsbeitrag von 6 M . : 4 Opern -, 6 Schau¬
spielvorstellungen und 2 Morgenveranstaltungen auf nur guten
Plätzen im Landestheater bieten. Außerdem genießen die Teil¬
nehmer bei einer Reihe anderer literarischer und musikalischer
Veranstaltungen Preisermäßigungen . Die Theatergemeinde
wird, worauf Geh. Rat Bartning , der die Organisation seitens
des Kultusministeriums begrüßt«, hinwies , für das Landes «
theater insofern wertvoll sein , als sie keine Sonderveranstal¬
tungen benötigt, vielmehr ihre Teilnehmer jeweils nach Aufruf
in den Ankündigungen des Theaters gruppenweise in die Vor¬
stellungen des Landestheaters führt . Der Ausbau der The¬
atergemeinde gewährleistet somit dem Landestheater eine ge¬
ordnete Besuchsorganisation.

Die Gestaltung des Spielplans der Theatergemeinde wird
dem Ortsausschuß obliegen, in dem die den B . V. B . unter¬
stützenden Vereine und Verbände, sowie alle Berufsstände und
alle christlichen Bekenntnisse vertreten sein werden.

In der Aussprache, bei der alle Redner übereinstimmend die
Bildung der Theatergemeinde begrüßten , wurde mit lebhafter
Genugtuung die entgegenkommende Berücksichtigung der In¬
teressen der christlichen Theaterbesucher festgestellt und die Er¬
wartung ausgesprochen, daß der Gedanke dieser kulturellen
Gemeinschaft bei allen beteiligten Organisationen nachhaltige
Förderung , besonders aber in den Kreisen Anklang finde, de¬
nen die Not der Zeit den Besuch des Theaters zu normalen
Preisen versagt. Aufklärung über die Einzelheiten wird näch-
ster Tage ein i» allen Zeitungen erscheinender Aufruf und ein
ausführliches Flugblatt geben . (Interessenten wollen sich vor-
erst nur schriftlich bei der Geschäftsstelle des B . V. B . — Mu -
fikolienhaiidlun« Fritz Müller — melden) .

Fürsorgeerziehung in Raden
in den Jadren 1910 —1919.

S1 .L.A. Zu Anfang der zehnjährigen Berichtszeit unter ,
standen - er Fürsorgeerziehung im ganzen 1879 Zöglinge ( 1169!
Knaben und 710 Mädchen) . Die Zahl ist bis zum Schluß deS
Jahres 1913 auf 2307 ( 1446 Knaben und 861 LLädchen) ständig
gestiegen, war aber während des Kriegs mehrfachen Schwan¬
kungen unterworfen ; insbesondere nahm die Zahl der männ¬
lichen Zöglinge stark ab, da in der Zeit von 1915 bis 1918 weit
über 1000 Zöglinge in den Krieg gezogen waren . Die Ge-
samtzahl wuchs nach einem Zurückgehen in den ersten beiden
Kriegsjahren auf 2065 und 1983 bis Ende 1916 wieder auf2095 an , sank in den Jahren 1917 und 1918 auf 2087 bezw.2033 und Leirug Ende ISIS : 2072 ( 1347 Knaben und 725
Mädchen) . Der Antei ldes männlichen Geschlechts war durch¬
schnittlich rund 61 Prozent , der des weiblichen 39 Prozent ;
unehelich geboren waren 11 Prozent .

Die Gründe fiie-die Unterbringung in die Fürsorgeerziehung
können sich sowohl auf das bürgerliche Recht als auf das Straf -
recht stützen , sie können entweder in der Person bezw . dem
Verhalten der Eltern oder des Kindes selbst oder in besonderen
Verhältnissen liegen. Wahrend des betrachteten Zeitraumswar die Maßregel der Fürsorgeerziehung angeordnet worden
bei rund 51 Prozent der Fälle wegen Vernachlässigung der el¬
terlichen Pflichten gegenüber dem Kind, wegen ehrlosem und
unsittlichem Verhalten der Eltern (BGB . §8 1666 und 1686) ,oder wegen Begehung einer strafbaren Handlung durch daS
Kind vor vollendetem 12. Lebensjahre 56 des RStr .GB .) .
In rund 48 Prozent der Fälle war die Fürsorgeerziehung
außer den obigen Fällen nötig geworden zur Verhütung deS
völligen sittlichen Verderbens (8 1 Ziff . 2 der Fürsorge »
erziehungsordnung ) ; etwa 1 Prozent der Zöglinge war aufGrund strafgerichtlichen Erkenntnisses (8 66 Abs. 2 deS
RStrGB .) in Fürsorgeerziehung untergebracht.

Von den Zöglingen kamen in dem zehnjährigen Zeitraumrund 45 Prozent in Familien und 55 Prozent in Anstalten .Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß im allgemeinen der
Erziehung in einer geeigneten Familie vor der Unterbringungin einer Anstalt der Vorzug zu geben ist. In größeren An-
statten ist die individuelle Behandlung und die Überwachungder einzelnen Zögling« da und dort wohl schwer durchführbar ;und kleine Anstalten weiden der hohen Unkosten wegen viel¬
fach nicht imstande sein , das erforderliche Personal für Un-'
terricht , Überwachung und Erziehung anzustellen. Aber auch
die Unterbringung in einer Familie kann bedenkliche Nachteil«
haben . Nicht selten werden Leute, die sich zur Aufnahme frem-
der verwahrloster Kinder bereit erklären, dies nur des Neben-
Verdienstes wegen tun .

Naturgemäß stellen die Amtsbezirke mit den größeren Städ¬
ten die meisten Zwangszöglinge, während die vorwiegend länd¬
lichen Bezirke deren nur wenige aufweisen. Die Amtsbezirk«
Mannheim » Karlsruhe , Freiburg , Heidelberg und Pforzheirq
hatten zusammen fast die Hälfte sämtlicher Zöglinge (4SchE
Prozent ) . «

Nach Entlassung aus der Fürsorgeerziehung wurden runli
8b Prozent der Zöglinge in Gewerbe^und Industrie , etwa 36s
Prozent in Lohnarbeit und häuslichen Diensten und rund 10j
Prozent in Landwirtschaft und Gärtnerei beschäftigt , der Regwurde in anderer Weift (z. B . in Anstalten) untergebracht.

Der Erfolg der erzieherischen Einwirkung ist natürlich voq
mannigfachen Umständen, insbesondere von dem moralisch« »
Zustand der Zöglinge bei der Aufnahme abhängig, wie er sichim allgemeinen im Grunde der Verhängung der ZwartgSe«
z ehvng ausspricht , d . h. darin , ob diese wegen ungenügende-
häuslicher Zucht oder wegen eigener Verderbtheit erfolgt ist!.
Selbstverständlich spielen auch die individuelle Empfänglichkeit,
Abstammung , Alter und Geschlecht, sowie Dauer und Art de«
Unterbringung eine Rolle. Um so günstiger find die Erfolge»
je früher die Fürsorgeerziehung beginnen konnte . Bei rund 70
Prozent der Entlassenen kann der Erfolg als befriedigend, bet
etwa 20 Prozent als zweifelhaft und bei den restlichen 10
Prozent als unbefriedigend bezeichnet werden, einschl . de-
Fälle , in denen eine Beurteilung nicht möglich ist.

Im Hinb' ick darauf , daß etwa sieben Zehntel der ZwangS-
zögäuge gebessert entlassen werden können , find die hohe»
Kosten, die die Staatskasse übernimmt , gerechtfertigt. De«
Minderjährige bezw . seine Eltern haben selbstverständlich di«
Kosten zu ersetzen , sofern sie hierzu in M Lage sind . De«
Ersatz, oder wenigstens ein teilweise! , wird schon deshalb von
Len Eltern regelmäßig zu fordern sein, um ihnen die Verant¬
wortlichkeit für das Kind zum Bewußtsein zu bringen . Es mußverbindert werden , daß Eltern durch vorsätzliche Verivahrlosungdes Kindes die Zwangserziehung herbeizuführen suchen und
sich damit von der Unterhaltslast befreien.

Wadis <Der Landtag.
O2 . Landtagsabgeordneter Müller -Schopfheim (Soz . ) hat

dem Ministerium des Innern , wie die „Volkswacht " berichtet»
folgende kurze Anfrage unterbreitet : Ist dem Ministerium des
Innern bekannt, daß eine Anzahl Firmen und auch land¬
wirtschaftliche Organisationen z. Zt . das Land mit Zuckeran¬
geboten überschwemmen- In diesen Offerten wird Zucker in
beliebigen Mengen zn «, Preise von 3,90 Nt. bis 4H0 M . zur
sofortigen Lieferung angeboten. Eine Anzahl Gemeinden
des Oberlandes , in welchen kein Rebbau getrieben wird, ha¬
ben Waggonladungen Zucker bestellt und die Lieferung in be¬
stimmte Aussicht gegeben . Da die Zuckevbewirtschastung noch
besteht, die Jndustriebevülkerung nach wie vor mit dem ra¬
tionierten Zuckerzuweisungen zufrieden sein muß und die
Staatsbehörde , die Kontrolle hierüber bis auf das letzte
Gramm ausübt , so geht hier etwas vor , das nicht einwandfrei
ist. Eine einseitige Bevorzugung bestimmter Berufsgruppen
hat bereits die größte Unzufriedenheit ausgelöst. — Aufklä¬
rung hierüber ist schnellstens nötig. Begnüge mich mn
schriftlicher Antwort "

. (Von dem Reichstagsabgeordneten
Riedmüller wurde an die Reichsregierung eine kleine Anfrage
gerichtet , die sich ebenfalls mit dieser Angelegenheit beschäftigt.)

Teuerung und Lohnbewegung .
In einer stark besuchten Mitgliederversammlung des christ¬

lichen Gewerkschaftskartells Karlsruhe wurde u . a. zu der be.
vorstehenden allgemeinen Teuerung Stellung genommen. Lan»
deSsekretär Stöcker berichtete über die Verhandlungen, welche
im Ministerium des Innern und im Arbeitsministerium statt,
gefunden haben . Die nachfolgende , vom Referenten vor¬
geschlagene Resolution wurde einstimmig angenommen :

„Die am Samstag , den 20. August in Karlsruhe in der
„Alten Brauerei Fels " stark besuchte Mitgliederversammlung
des christl. Gewerkschastskartells hat von der gemeinsamen For .
derung der drei großen Svitzenorganisatione« Kenntnis ge¬
nommen . wonach die Arbeiter eine Zulage von 1,50 M . pro
Stunde oder eine Erhöhung des Gesamtlohues um 3600 Mark
im Jahre erhalten sollen (Angestellte und Beamte desgleichen ).

Die Versammelten sind der Auffassung, daß diese Forde¬
rung als Mindestforderung zu betrachten sei unter der Vor¬
aussetzung , daß die nunmehr eingeleitete zentrale Bewegung
nicht beendet, sondern in Etappen fortgeführt wird. ES



steht heute fchqn fest , das die Preissteigerung im Herbst für' alle Leben- mittel und Bedarfsgegenstände infolge der neuenSteuern erst zur Auswirkung kommen wird . Die Versamm¬lung fordert die Spitzenverbände auf . mit allem Nachdruck fürhie Durchführung der aufgestellten Forderungen Sorge z»
tragen ."

Schwarzwälder Dandelsksmmer.
V2 . Am Freitag voriger Woche fand in der Handelskammer

gu Villingen eine Sitzung de» Klrinhanbelsansschnffe» statt,die sich mit den neuesten Entwürfen über verschiedene RrichS -
Deuergesetze befaßte . Besonder» hinsichtlich der Höhe de» Ta -
Haksteuergesetzes wurde verlangt , daß eine niedrigere prozen¬tuale Belastung der Tabakwaren in den billigeren Preislagenim Tabaksteuergesetz festgesetzt würde . Segen die vorgeseheneErhöhung des KaLwzolle» wurden Bedenken vorgebracht. Luchdurch die Erhöhung de» Kaffeezolle» werde ein Rückgang de»
Kafseekonsums und die Rückkehr zur Verwendung der oft sehrschädlichen und unzuträglichen Kaffeersatzmiltel befürchtet. ESwurde verlangt , daß anstelle einer Erhöhung der Umsatzsteuereine erhöhte Fabriksteuer eingeführt werde. Auch zum Brannt¬weinmonopol und der Zuckersteuer wurden Wünsche borge-bracht. Eine Erhöhung der Steuer auf Süßstoff wurde fürzweckmäßiger erachtet, als ei» Handelsmonopol für Süßstoff .Die Handelskammer soll nachdrücklich allen Eingriffen in die
vcrmögenSsubstanz entgegenwirken. Wegen de» Erlasse- von
Vorschriften über Herstellung und Verkehr von Seife , wurdebemerkt, daß daS Publikum des Schutzes einer solchen Verord¬
nung nicht bedürfe ; denn es greife von selbst zu den bekannte«« nwcmdsfreien Seifenfabrikaten . Eine Propaganda gegen denVertrieb ausländischer Garne kam ebenfalls zur Sprache, zu¬dem wurde von einem Urteil des Berliner KammergerichtsKenntnis genommen, das eine Polizeiordnung für unwirksamerklärte, durch die dem Kleinhandel vorgeschriebe» wurde, inallen einzelnen ausgestellten Waren , soweit sie Gegenständedes täglichen Bedarfs und nicht Lebensmittel feien. Preise an -
zubrieigen, über die Abfertigung von Expreßgut wurden ver¬
schiedene Klagen vorgebracht.

Vrurze Msckricbten aus Laden.
BerkehrSsperre».

Gütersendungen nach dem Freistaat Danzig sind zurBeförderung wieder zugelassen.

O2 Movrdranb im Ami Stockach. Schon seit über 3 Wochenbrennt zwischen BoltertShnusen und Langenfter» ein große»Stück Torfried . Ein beträchtliches Stück de» Riedes , das derGemeinde Orsingen gehört, ist bereits ausgebrannt . Lösch¬versuche, selbst der in der letzten Zeit niedergegangene Re-en, vermochte die unterirdische Glut nicht zum Stillstand zuringen . Run hat 'man einen Graben um das Gelände ge¬zogen. in der Hoffnung , das glimmende Feuer am Über¬springen zu verhindern .
D7l . Ein Bvrtretertmg des Landesverbandes der Wärter - »ndWirtschaftSboamten tzaMscher Heil - und Pfleg oanstajlten fandam letzter « Sonntag in Reichenau statt unter der Leitung desLandesvorsitzenden Gnädinger (Emmendingen ). Die Teil¬nahme an dieser Tagung war sehr starke ES wurde ge¬wünscht, daß hinsichtlich der Desoldungsordnung das Pflege -versorral' dem Strafanstaltspersonal gleichgestellt werde. Aufden Achtstundentag reflektiere man nicht, aber in Hinsicht aufdie Arbeitszeit erwarte man etwa » mehr Rücksicht auf daS

Wartepersonal , das ständig einen strengen Dienst zu versehe»habe. Anerkennung wurde der neueingeführten Wärterschuleausgesprochen. Es wurde eine Resolution gefaßt , worin u. a.auch die Erstellung weiterer Dienstwohnungen ! und Vergrö¬ßerung der Dienstgärten und eine endgültige Regelung der
Dienskbekleidung usw. gefordert wurden . Als nächster La -gungsort wurde Wiesloch bestimmt.

V2 Schwetzingen, 28. Aug . Die Nachricht, daß gestern frühdie Arbeiterschaft der Betriebswerkstätte in Schwetzingen inden Streik getreten sei , ist, wie der Betriebsrat der Schwet-zinger Werkstätte mitteilt , «»richtig.
O2 . Bühl , 25. Aug. Am Montag abend in der Dunkelheitwurde laut „Acher- und Buhler Bote" auf «inen jungen Man »von hier ein Nanbüberfall auf der Straße nach OttersweieranSgeübt und ihm von den Dieben 10000 M . gestohlen. Derjunge Mlann erhielt dabei noch einen Messerstich in die Wan¬

gen. Bon einem Auto wurde der Verletzte zurückgebracht. DieRäuber hatten vermutlich gehört oder gesehen , daß das Geld
ausbezahlt wurde.

Menge» (A. Kreiburg ). 25. August. Die Gemeinde hat durcheine allgemeine Bürgerbefragung beschlossen, für ihr« gefal -lenen Söhne «in würdige» Ehrrnbenkmal zu erstellen. Bo«Gemernderat wird hierzu ein besonderer SachverständigeaauS -
schuß gebildet. I « engerer Konkurrenz hat sich der gesamteBürgerausschuß für da» Projett des Freibu » er Bildhauer »
Hugo Knittel ausgesprochen und der Firma Knittel » Werk¬
stätten für Friedhofskunst, Abteilung der Granit , und Mar -
morindustrie G . m b. H. in Freiburg , die Ausführung in dunk¬lem Porphyr übertragen . Da » große Monument wird auf demneben der Kirche idyllisch mit großen Kastanienbäumen über¬
schattetem Kirchplatz Aufstellung finden. Wie man uns schreibt ,soll da» Denkmal voraussichtlich Mitte September « »geweihtwerden.

V2l. Kreitnr », 28. Aug . Me Preise für Brot au » demMehl neuer Ernte werden auf Antrag de» Kommunalver -
bandSauSschuffe» folgendermaßen festgesetzt : Kür den Laibvon 1800 Gramm 5,40 von 780 Gramm 2,70 M , für da»Kleinbrot 100 Gramm 0,48 M .

V2 . Kreiburg, 28. Aug. Am Dienstag abend fand eine vonden Beamten aller Ressort» außerordentlich stark besetzte Be-
amtenversammlnn , im Feierlingsaal statt . StadtverordneterVogel sprach zu der Frage der neueste» Besold » » , » re -for« , eine Einheitsfront zwischen den gewerkschaftlich orga¬nisierten Arbeitern und den Beamten befürwortend . Bon
verschiedenen Rednern wurde ebenfalls eine Erhöhung der Be.
amtenbezüge gefordert . E» wurde eine Reselntion angenom¬men, worin die Forderungen des deutschen Beamtenbundeserhoben wurden und eine weitere , die folgendermaßen lautete :Aus dem badischen Justizministerium verlautet , daß beimVollzug der Lad. Besoldungsordnung bei der Besetzung - er
Beförderungsstellen die Freiburger Beamten iw Hinblick aufihre Überalterung nicht diejenige Berücksichtigung finden kön¬nen, welche die einzelnen Beamten auf Grund ihres Dienst-alter » und Menstpostenshstrms glauben in Anspruch nehmenzu dürfen . Die sehr zahlreich besuchte Versammlung der Frei -burger Beamtenschaft legt gegen die Verwirklichung dieser Ab¬
sicht den schärfsten Protest ein und fordert, daß Hie FreiburgerBeamten nicht schlechter gestellt worden , als ihre Kollegen inanderen badischen Städten .

Hagna » bei Überlingen, 28. Aug . Gestern «chend 11 Uhrbrach im Gasthaus „Zum Adler " Feuer aus . Der Brandgriff auf die zwei anliegenden Gebäude über und zerstörte sievollständig. Die Feuerwehren der benachbarten Gemeindenkamen zu Hilfe ; sie mußten sich jedoch auf die Abwehr desFeuers von den Nachbargebäuden beschränken. Eine Fami¬lie Ehinger mit fünf Personen ist verbmjunt . Unter den Ver¬brannten , befand sich auch die Tochter des Postsekretärs Siggaus Konstanz.
vll . Jechtingr «, 28. Aug. Gestern konnte Frau KarolineRadler ihren 100. Geburtstag bei guter körperlicher und gei-stiger Frische feiern . Frau Nadler ist nicht nur die ältesteFrau Jechtingens , sondern der ganzen Umgebung.
VL Baden -Baden, 25. Aug. Die Zahl der Snrgöfte beträgtgegen 53 800 .

WadLscke Gemeindesckau .
Stellusignahmr des ZeutäalverbaftdeS der Gemeinde eqiutenBadens zur TencanngsMlage .

Der Zentrakverband der Gemeindebeamten Badens hat inBerlin verlangt , daß an den Vorschlägen de» Deutschen Be¬amtenbundes feftgehalten wird .Die Stellungnahme des Zentralverbanhes Lam in einergestern abend stattgefundenen Mitgliederversammlung desVereins der städtischen Beamten in Karlsruhe , die im Rat -haussaale stattfand , zum Ausdruck. Auf Vorschlag des Ver¬bandsdirektors Weller nahm die Versammlung folgende Ent -schließnng an :
-Die in der Mitgliederversammlung des Vereins städt . Be¬amten in Karlsruhe zahlreich anwesenden städt. Beamtenerblicken in den Vorschlägen der Reichsregierung über dieBewilligung einer Teuerungszulage keine geeignete Grund¬lage, um der Notlage der Beamtenschaft , inÄesondere in denunteren Gehaktsklassen, auch nur annähernd zu steuern.Die Versammlung ist einmütig der Auffassung, daß die neuenTeuerungszulagen für alle Beamten gleichmäßig und einheit¬lich festgesetzt werden müssen, daß der vom Deutschen Beam¬tenbund vorgeschlagene Teuerungsznschlag von 6000 M . jähr¬lich eher zu nieder als zu hoch ist, daß die gleichzeitige Be¬seitigung der Staffelung der Teuerungszuschläge einschließ¬lich derjenigen zu den Kinderzuschlägen nach Ortsklassen

durch Festsetzung de» allgemeinen Tenerungtzznschlage» aufmindestens 70 Prozent und de» Teuerungszuschlage » z»Kinderzujchlägrn auf mindestens 200 Proz . zu erfolgen hat."

Me Angestellte« bei b«r Stobtbeostnltnn , Karlsruhe wur .den von den drei Spitzeuorgaaisationen , dem Gewerkschaft»,dund der Angestellten (G .D .A.), Allgemeiner freier Angestell,tenbuud und Gesamtverband Deutscher Angestelltengewerk¬schaften auf Dienstag abend zu einer Versammlung einge¬laden , um zur Teuerung Stellung zu nehmen. Die Ver -sammlung faßte einstimmig nachstehendeEntschließung :-Die am 23. August 1821 im Saale der alten BrauereiKämmerer zahlreich versammelten Angestellten bei der Stadt¬verwaltung Karlsruhe beauftragen angesichts der täglichweiter zunehenden Teuerung die Gewerkschaften, unverzüg .sich mit der Stadtverwaltung Karlsruhe in Verhandlungeneinzutreten , um eine Anpassung der Einkommenssätze an diejeden Einzelnen berührende teuere Lebenshaltung zu er¬reichen."

V2 . Bürgermeisterwahlen . In Lierbech, Amt OLerkirch>wurde am Sonntag Bürgermeister Ludwig Brau » einstimmigwiedergewählt. — In Stenge « Amt Villingen, fand am Sonn ,tag ebenfalls Bürgermeisterwahl statt . Bürgermeister Marti »Hrttich wurde einstimmig wiedergewählt.
O2 . Eberbach, 25. Aug. Wegen Einrichtung von Kraft -wagenliuien auf den Strüken Buchen—Mndaw —Eberbnch undBuche»—Rosenberg—Oberwittstabt haben Gorermittlungenstattgefunden . Eine am 11. August erfolgte Probefahrt be¬stätigte , daß umfangreiche Straßenverbesserungen notwendigsind und hohe, jährlich regelmäßig wiederkehrende Unter -haltungskoste » entstehen werden . Me Oberdirektion de»Wasser - und Straßenbaues schätzt die einmaligen Kosten fürdi« beiden Linien auf 1664000 M. und 845 000 M ., diedauernden Aufwendungen in jedem Jahr auf 232000 M . und114000 M . Ende September sollen in Mudau und Buche»Besprechungen des Bezirksamts mit den Straßen unterhal -

tungspflichtigerr stattfinden , von deren Ausfall der Fortgangder Angelegenheit abhängen wird.
Seckenheim, 35. Aug . Nach Mitteilung des Avbeits-ministeriums wird sich der badische Staat an unserer Gemein¬nützigen Ban - «nd Spargenoffenschaft , die sich vornehmlichdie Herstellung von Kleinwohnungen zum Ziele gesetzt hat,durch Übernahme von 100 Geschäftsanteilen im Betrage von30000 Mark beteiligen.

1)2 Offenburg , 35. Aug . In der letzten Sitzung des Stadt¬rates wurde beschlossen, gegen die beabsichtigte Einschränkungdes projektierten ZollntedertagegebTudeS gemeinschaftlich mitden Interessenten Protest zu erheben. Stadtrat Bauer wirddie Stadt bei den Verhandlungen vertreten . —- Nach längerenVerhandlungen ist über die Ansiedluag von Elsaß -Lothringer »auf dem Exerzierplatz eine Vereinbarung mit dem Arbeits¬ministerium , bezw . mit dem Finanzministerium zustande ge¬kommen. —- Zum Punkt : Städt . Siedlustgsbauten an derRheinstraße soll beim Arbeitsministerium angefragt werden,ob Aussicht bestehe , daß das Landesdarlehen von 1 MillionMark für da» städtische Bauprojekt bewilligt werden , wenndies« städtischen Siedlungsbauten an die Gemeinnützige Bau .genoffenschaft übertragen und unter Beteiligung der Eisen¬bahnverwaltung ausgeführt werden . Zum Punkt : Lohn-
«Wkommen mit de « städtische « Arbeiter » und Erhöhung der
Teuerungszuschläge an die .Beamten wuft>e der Beschluß ge¬faßt , an das badische Finanzministerium das dringende Er¬
suchen zu richten, bei der Reichsregierung mit Rücksicht aufdie Notlage der Beamten darauf hinzuwirken , daß die inAussicht genommene Erhöhung der Bezüge für die Beamten
baldmöglichst zur Durchführung kommt. — Die vom Ober¬
bürgermeister und Bürgermeister beantragte Abäichemrng derMensttzertriige wird unter Bewilligung der Gehaltsforderun¬gen genehmigt . (Oberbürgermeistergcundgehalt 25 MO M .,Würgermeistergrundgehalt 18000 Mark .)

O2 Dürrheim , 26 . Aug, In der letzten Sitzung des Bür -
gerousschuffrS stimmten die Mitglieder des Würgerausschusses»wenn auch schweren Herzens für den Verkauf des Kur¬hauses , nachdem Bürgermeister Schilling mitgeteilt hatte , daßsich ein Käufer dafür gefunden habe, der es als Kurhausweiter betreibe und einige Räume dem Kurverein zu seinenVeranstaltungen überlasse.

V2 . Konstanz, 25. Aug. In der letzten Stadtratssitzungwurde der Beschluß gefaßt, einen Zuschuß von 3V 000 Mark fürdie neu zu bauenden Häuser zu gewähren . Es verlautet , daßzurzeit wieder ein neues Siedelungsprojett in Arbeit sei. So¬
genannte Mittelstandshäuser sollen auf dem Gelände - Salz¬berg", gegenüber dem Sierenmoos , errichtet werden.

Samstag rLock Sonntag » bsT«! .-

L .5SS

51ä <Iii5clie5 Xonre ^tkauL .
Lrunstag , 27. August, 7 dis geg . 10 17ür. 12.20 hlk.
Oer Vielgeliebte .
8oinrnsi »np «« >noit im Aaanvvtlinw «,8 -r. 27.* : ver Vielreliedte . 7. (1220 ). — Lo. 28.rmcdin . 2' /,* : Oie cknorgräkin. (8-70) — sbenü 6'/» :ver Vielgeliebte. (16.20.) — Oie*. 30 . vie laorgräkla .7 . (12.20.) — Hli. 31*.: Oetrts Vorstellung cisr Lonuuer -

vpiedieit Oie Oeisbs . 7. (1220.) — Lu. 3.* : Xuru erstenÄul : 8o'n IVinätioack. Lcdveund in 3 ^ ukrügen vonOurt XruutL und lVrtdur Rokraunn 7. (12 .20.) — 8o . 4.Xlessauäro 8leaste»» dieiLuk ?»ordilster . 6*/,. (1620.)— Lli . 7.* : vie versilberte Lrnut . 7 . (1220 ) K .4S3
Vorrecht kür 17in tausch «ler VorrmKslrsrten unci

Vorkaufsrecht «1er Inhaber von VorsuesÜLrten sin
Lsnlstsx . «len 27^ nschnüttsxs V,4—5 17dr , sllge -
ineiner Verksuk unck weiterer 17in tausch von hlon -
tsx , clsn 28. sn .

guortkaiülmig u,a g»d««»r»drlk J842
WKfM. llMM. irs» , ISU l ll »

lEUllvüIv ^ anüdilävk'svlimuok
külitzi -vini-akmungen

MW kieirelungs. Wh
LaMalW.!il.b.S.iLiW.

Karlsruhe i. N.
Durch Gesellschaftsb«.

schlutz vom 28. Juli 1821
ist die Gesellschaft in Li¬
quidation getreten.

Me Gläubiger werden
aufgpfordert , sich zu mel¬
den. K.535L.2.1
Karlsruhe , 84. Aug. 1021.

Ludwig Henrich,
Liquidator .

8 -730. Billinge». In dem
Konkursverfahren über
den Nachlaß des am 30.
Juni 1821 in Villingen
verstorbenen und zuletzt
daselbst wohnhaften No-
tars Dr . Josef Brandt
wurde an Stelle des bis¬
herigen Konkursverwal¬
ters Wvisenrat Wilhelm
Grüßer in Billingen,
Rechtsanwalt Emil Bruk-
ker in Dillingen zum Kon¬
kursverwalter ' ernannt .
Villingen , 18. Aug . 1921.

GerichtSschreiberei deS
Amtsgericht».

FreierGlaube
Lin Bekenntnis

von
Albert Sexauer

preis L^ o Mark

Inner « Abkehr vom Christentum bedeutet nicht
einen völligen Verzicht auf Religion, was die
wahrhaft Freireligiösen suchen ist Religion ,
nur elne reinere , freiere » als die sie von den
Vätern ererbt hatten . Sn neue » vertrauen
— M Gott , «nnr keben , zum Mensche « —
einen nenen Glauben suchen sie alle » die
wirklich leben .

Viesen Suchende» zeigt Sexnuer einen weg , wahr¬
haft gläubig za sein, ohne an Freiheit «nzubüßen;
der Natur ihr Recht zu lassen, ohne den Seist zu
leugnen ; Gott zu geben, wag Gottes ist, ohne der
wett zu nehmen , was ihr prkommt. wer sich zu
solchem Glauben bekennt , den läßt innere Ruhe und
alles überwindende Zuversicht schon inmitten dieser
wett zu jenem höheren , wahren Lebe» heranreifen,das di« ans atttestamentlicke « Glauben erwachsene
christlich « Kirche erst für eim jenseitige Welt ver¬
sprechen kann .

Zu beziehen durch jede Buchhandlung und direkt
durch den Verlag

G . Brannsche kfofbuchdruckereiu. Verlag
in Karlsruhe , Baden , Aarlfriedrktzstr , lfH

8 -718 . Pforzheim . Der
Privatmann Ludwig Ok-
keafuß in Pforzheim-Dill »
weißenstein, Hirsauerstr .
34, hat das Aufgebot des
verloren gegangenen Hy¬
pothekenbriefes vom 15.
Dezember 1908 über die
für ihn im Grundbuch
von Pforzheim Band 355
Heft 8 dritte Abteilung
Nr. 5. auf dem Grundstück
LgL. Nr . 8068a der Ge-

, inarkuilg Pforzheim ein-
^ getragene , zu 6 Prozenl

verzinsliche Kauf- und
Baugeldforderung von M.
15 000 beantragt . Der In¬
haber der Urkunde Wifi»
aufgefordert , spätestens in
dem auf Donnerstag , 2S.
Dezember 1821, vormit¬
tags 9 Uhr, vor dem
Amtsgericht Pforzheim an¬
beraumten Aufgebotster .
mine seine Rechte anzu¬
melden und die Urkunde
borzulegen , widrigenfalls
die Kraftloserklärung der
Urkunde erfolgen wird.
Pforzheim , 16. Aug . 1921 .
Der Gcrichtsschreiber deS

Amtsgerichts U. 4.
8 .728 . Durlach , über da»

Vermögen des Erich Grei -
ner, Wirts zu Marquardts
Weinstube in Durlach ,
wurde heute am 24. Aug.
1921, nachmittags halb 5
Nhr, das Konkursverfahren
eröffnet, da mehrere Gläu¬
biger die Eröffnung bean¬
tragt , die Zahlungsunfähig¬
keit des Gemeinschuldners
glaubhaft gemacht u. die¬
ser sie eingeräumt hat .

Waisenrat Laier in
Durlach ist zum Konkurs¬
verwalter ernannt .

Konkursforderungen findbis zum 21 . September
1921 bei dem Gerichte qn-
zumelden.
Es ist Termin anberaumt

vor dem diesseitigen Ge¬
richte, 2. Stock , Zimmer
28, zur Beschlußfassungüb«
die Beibehaltung des er .
nannten oder die Wahl ei¬
nes anderen Verwalter »,
sowie die Bestellung eine»
Gkäubigerausschuffes und
eintretendenfalls über di«
in § 132 der Konkursord-
niUig bezeichneten Gegen¬
stände und zur Prüfung
der angemeldeten Forde¬
rungen auf
Mittwoch, 2«. Sept . 1821«

vormittags 9 Uhr.
Allen Personen , welche

eine zur Konkursmasse ge¬
hörig« «ache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind»
ist aufgegeben, nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu lei¬
sten, auch di« Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wel .
che sie aus der Sache ab¬
gesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
21 . September 1821 An¬
zeige zu machen. >

Durlach , 24 . Aug. ! 1921 .
Der Gerichtsschreiber be»

Amtsgerichts 2.


	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]

